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KURZ KOMMENTIERT

Gesundheitswesen

Einseitige Strukturreform?

Ende Oktober einigte sich eine Expertenkommission 
der Bonner Koalition auf ein Maßnahmenpaket zur Re­
form der gesetzlichen Krankenversicherung. Durch 
diese Maßnahmen sollen die Ausgaben der Kassen von 
gegenwärtig ca. 120 Mrd. DM pro Jahr um 14-15 Mrd. 
DM gesenkt werden. Diesen Einsparungen stehen aller­
dings geschätzte Mehraufwendungen in Höhe von 6-7 
Mrd. DM gegenüber, die sich aus der geplanten Absi­
cherung des Pflegefallrisikos ergeben.

Treffen diese Zahlenangaben der Sozialexperten zu, 
könnten die Krankenkassenbeitragssätze um gut 0,5 
Prozentpunkte gesenkt werden. Daran läßt sich jedoch 
zweifeln. Zum einen ist über die Details der Pflegefallab­
sicherung noch nicht entschieden -  seriöse Kosten­
schätzungen sind daher nicht möglich. Zum anderen 
bleibt abzuwarten, welche Punkte aus der stattlichen 
Liste der Kostensenkungsvorschläge den langen Weg 
bis zur Gesetzgebung überstehen. Der besonders ko­
stenträchtige Krankenhaussektor blieb ohnehin schon 
weitgehend ausgespart.

Als relativ gesichert kann gegenwärtig nur die Verwirk­
lichung der Vorschläge gelten, denen sich keine einfluß­
reichen Interessengruppen entgegenstemmen. Das gilt 
z.B. für die verstärkte Selbstbeteiligung der Patienten 
an den Medikamentenkosten, die Streichungen von Lei­
stungen für Bandagen, Brillengestelle und Zahnersatz 
oder den Wegfall des Sterbegeldes. Sehr ungewiß er­
scheinen dagegen die im Pharmabereich geplanten 
Einsparungen, denn diese Branche verfügt in der Koali­
tion über mächtige Fürsprecher. Noch besteht daher die 
Gefahr, daß die immer wieder angekündigte „Strukturre­
form“ sich als eine Operation entpuppt, bei der auf Ko­
sten der Patienten und Beitragszahler sichergestellt 
wird, daß die gesetzliche Krankenversicherung auch in 
Zukunft über überhöhte Arzneimittelpreise den Werbe­
aufwand der Pharmaindustrie von knapp 6 Mrd. DM pro 
Jahr finanzieren kann. er

Ladenschlußzelten

Seltene Eintracht

Kurz vor Weihnachten soll im Einzelhandel gestreikt 
werden. So lauten jedenfalls die Pläne der Gewerk­
schaft HBV für den Fall, daß die Arbeitgeber bis dahin 
den gewünschten Tarifvertrag nicht unterschreiben -

einen Tarifvertrag, in dem die derzeitigen Ladenschluß­
zeiten auf Dauer festgeschrieben werden sollen.

Bekanntlich herrscht in der Frage der Ladenschluß­
zeiten zwischen Arbeitgebern und Gewerkschaften sel­
tene Eintracht: beide wollen keine Änderungen. Wäh­
rend die Arbeitgeber jedoch durch Einflußnahme auf die 
Regierungsparteien eine Änderung des Ladenschluß­
gesetzes zu verhindern suchen, möchten die Gewerk­
schaften auf Nummer sicher gehen und die gegenwärtig 
geltenden Ladenschlußzeiten tarifvertraglich fixieren. 
Die in der Hauptgemeinschaft des Deutschen Einzel­
handels (HDE) organisierten Arbeitgeber wiederum be­
fürchten, daß die Bundesregierung den Tarifvertrag 
nicht für allgemeinverbindlich erklärt. Dann könnten 
Betriebe des Einzelhandels, die der HDE nicht ange­
schlossen sind, bei einer Änderung des Ladenschlußge­
setzes ihre Waren zu Zeiten anbieten, zu denen die Ver­
bandsmitglieder per Tarifvertrag zu schließen gezwun­
gen wären.

Die Ängste der im Einzelhandel Beschäftigten um ih­
ren Feierabend -  der für sie schon jetzt viel später an­
fängt als für die meisten Erwerbstätigen -  sind zwar ver­
ständlich. Andererseits liegt es aber nun einmal in der 
Natur von Dienstleistungen, daß sie nicht zu einem be­
liebigen Zeitpunkt, sondern gerade dann erbracht wer­
den müssen, wenn sie benötigt werden. Wer in einem 
Dienstleistungsbetrieb beschäftigt ist, muß diese Tatsa­
che akzeptieren. Im übrigen würden Arbeitskampfmaß­
nahmen vor allem die Kunden des Einzelhandels tref­
fen, die gezwungen wären, ihre Weihnachtseinkäufe un­
ter noch größerem Streß als sonst zu erledigen. Das Er­
gebnis dürfte sein, daß die Stimmen, die nach einer ra­
schen Änderung des Ladenschlußgesetzes rufen, noch 
lauter werden. iw

Kohlepolitik

Heftige Reaktionen

Aufgrund der starken Verbilligung des Rohöls im ver­
gangenen Jahr und der Talfahrt des Dollars stiegen die 
Kohlesubventionen drastisch an. Daher hatten sich die 
Regierungsparteien im Februar darauf geeinigt, Maß­
nahmen zur Begrenzung dieser Zahlungen zu ergreifen. 
Neben einer Verminderung der Ausgleichszahlungen 
nach dem Dritten Verstromungsgesetz (Kohlepfennig) 
ist geplant, die Hilfen fürden Kokskohleexport einzustel­
len. Da die Aufrechterhaltung der teuren Steinkohleför­
derung offiziell vor allem mit der Versorgungssicherheit 
der Bundesrepublik begründet wird, erscheint es nur fol­
gerichtig, den Export von Kohle, der dazu keinen Bei­
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trag leistet, nicht mehr aus Steuermitteln zu subventio­
nieren. Die Hilfen sollen bis 1991 schrittweise abgebaut 
werden.

Die Umsetzung der Beschlüsse gestaltet sich erwar­
tungsgemäß schwierig. Der Steinkohlenbergbau will 
nämlich die Lieferungen an andere EG-Länder noch 
möglichst lange aufrechterhalten, um die ohnehin drük- 
kende Last der Anpassung der Förderung an eine 
schrumpfende Nachfrage nicht noch weiter zu vergrö­
ßern, Die drohende Schließung einer Zeche im Aache­
ner Revier als Folge der beabsichtigten Subventionskür­
zung für Exportkohle hat nun auch innerhalb der Bun­
desregierung den Widerstand gegen die Sparpläne ge­
stärkt.

Die heftigen Reaktionen auf die Vorstellungen des 
Wirtschaftsministeriums machen erneut deutlich, daß 
die energiepolitischen Begründungen für die deutsche 
Kohlepolitik auf schwachen Füßen stehen. Das Argu­
ment der Versorgungssicherheit ist für den Steinkohlen­
bergbau nur so lange nützlich, wie es sich für die Erhal­
tung von Förderkapazitäten einsetzen läßt. Tatsächlich 
ging es aber immer in erster Linie um sozial- und regio­
nalpolitische Probleme. ma

Maxhütte

Bedenkliche Vorzeichen

Die Rettungsaktion zugunsten der unter merkwürdigen 
Umständen in Konkurs gegangenen bayerischen Max­
hütte scheint entscheidende Fortschritte gemacht zu 
haben. Sie läuft allerdings unter ordnungspolitisch 
höchst bedenklichen Vorzeichen ab. An der zu gründen­
den Auffanggesellschaft -  sie soll später in die „Max­
hütte neu“ übergehen -  will sich der bayerische Staat 
mit 39% beteiligen; die restlichen 61% sollen sechs 
Stahlkonzerne übernehmen. Inzwischen ist allerdings 
ein Engagement von Peine-Salzgitter unwahrscheinlich 
geworden, so daß der bayerische Staatsanteil wohl letz- 
lich bei 49% liegen dürfte. Während die Bundesregie­
rung unter ordnungspolitischen Gesichtspunkten zu­
nehmend auf Privatisierung drängt, ist die bayerische 
Regierung weniger festgelegt und hat -  wenn es um das 
eigene Bundesland geht -  geringe ordnungspolitische 
Skrupel.

Bislang hat der bayerische Staat schon etwa 250 Mill. 
DM als Finanzspritzen in die Maxhütte injiziert. Hinzu 
wird noch einmal die gleiche Summe kommen. Besser 
wäre es sicherlich gewesen, statt an die Maxhütte Erhal­
tungssubventionen zu zahlen, diese Finanzmittel durch
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eine geringere Besteuerung bei gesunden Unterneh­
men zu belassen. Per saldo hätte das vermutlich mehr 
Arbeitsplätze bedeutet, als jetzt bei der Maxhütte künst­
lich erhalten bleiben. Zudem ist trotz Beteiligung der 
bayerischen Regierung keineswegs sicher, ob die Max­
hütte mittel- und langfristig überlebt. Denn die Stahlher­
steller, die die unternehmerische Führung übernehmen 
dürften, beteiligen sich wohl kaum aus Mitleid mit den 
Beschäftigten. Ihnen dürfte es vor allem darum gehen, 
im Wege einer kartellähnlichen Lösung marktordnend 
und -sichernd im Profilstahlbereich tätig zu werden, 
nicht aber um den grundsätzlichen Erhalt der Maxhütte.

hk

EG

Überfällige Finanzreform

In der Haushaltspolitik sind Gemeinschaftsorgane und 
Mitgliedstaaten der EG jetzt an einem Punkt angelangt, 
an dem politische Entscheidungs- und Gestaltungskraft 
stärker als je zuvor gefordert ist. Es geht um die weitere 
Finanzierung der Gemeinschaft. Diese muß sich rasch 
über die künftigen Aufgaben -  nicht zuletzt unter Be­
rücksichtigung der Ziele der Europäischen Akte (Bin­
nenmarkt bis 1992, Förderung des sozialen und wirt­
schaftlichen Zusammenhalts, Forschung und Entwick­
lung, Umweltschutz) -  klar werden und die finanzielle 
Bedarfsdeckung auf mittlere Sicht sicherstellen.

Mit den bisher üblichen buchhalterischen Tricks wird 
man künftig nicht mehr weiterkommen. Für 1988 war der 
Ministerrat erstmals in der Geschichte der Gemein­
schaft nicht in der Lage, einen Haushaltsentwurf termin­
gerecht vorzulegen. Für das Jahr besteht eine Dek- 
kungslücke von mindestens 6 Mrd. ECU. Damit wird die 
Gemeinschaft ab Januar wohl wieder für einige Monate 
mit Hilfe des restriktiven Notregimes der provisorischen 
Zwölftel finanziert werden müssen. Das wäre noch ak­
zeptabel, wenn es den Regierungen zwischenzeitlich 
gelingen würde, endlich die notwendigen Reformen, 
d.h. vor allem den Abbau der Agrarlastigkeit des Haus­
halts, einzuleiten. Angesichts der zu Unrecht als Ob­
struktion bezeichneten festen britischen Haltung, einer 
Aufstockung der EG-Finanzmittel nur nach Zusicherung 
einer klar definierten Begrenzung der Agrarausgaben 
zuzustimmen, besteht hier eine gewisse Hoffnung. Das 
gilt um so mehr, als auch die Kommission mit ihrem Vor­
schlag der verstärkten Einführung haushaltstechni­
scher Stabilisatoren, wie es sie seit 1981 für eine Reihe 
von Marktordnungsprodukten gibt, in eine ähnliche 
Richtung zielt, kr
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